
 

  

S 75 KR 377/99-1

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 75 KR 377/99-1
Datum 04.02.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 45/00
Datum 19.10.2000

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 04.
Februar 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

GrÃ¼nde:

Die an Diabetes mellitus und einem Zustand nach Nierentransplantation leidende
KlÃ¤gerin begehrt die Ã�bernahme von Zuzahlungen zu Arznei-, Verband- und
Heilmitteln nach Â§ 62 Sozialgesetzbuch / FÃ¼nftes Buch (SGB V) fÃ¼r die Jahre
1997 und 1998.

Unter BeifÃ¼gung verschiedener Quittungshefte beantragte sie bei der Beklagten
die Ã�bernahme der von ihr geleisteten Zuzahlungen in HÃ¶he von 663,31 DM im
Jahre 1997 und 713,20 DM im Jahre 1998.

Die Beklagte ermittelte, dass die 1954 geborene KlÃ¤gerin als frÃ¼hpensionierte
Beamtin VersorgungsbezÃ¼ge in HÃ¶he von 37.740,36 DM im Jahre 1997 und
38.257,20 DM im Jahre 1998 bezogen hatte und errechnete daraus eine
Belastungsgrenze von 754,81,00 DM bzw. 765,14 DM.

                               1 / 4



 

Mit den Bescheiden vom 02. September 1998 und 06. Januar 1999 lehnte die
Beklagte die Ã�bernahme der Zuzahlungen ab, da die Belastungsgrenze von 2 v.H.
der jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt durch die Zuzahlungen nicht
erreicht worden sei. Dem hiergegen gerichteten Widerspruch blieb mit
zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheid vom 27. April 1999 der Erfolg versagt.

Die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Berlin mit Urteil vom 04. Februar
2000 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass die Beklagte Â§ 62 SGB
V zutreffend angewandt habe. Nach Satz 2 der Vorschrift in der mit Wirkung vom
01. Juli 1997 geltenden Neufassung durch Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes zur
Neuordnung von Selbstverwaltung und Eigenverantwortung in der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV-Neuordnungsgesetz -NOG- vom 23. Juni 1997, BGBl. I
1518) betrage die Belastungsgrenze 2 v.H. der jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum
Lebensunterhalt. FÃ¼r Versicherte, die wegen derselben Krankheit in
Dauerbehandlung seien und ein Jahr lang Zuzahlungen bis zur Belastungsgrenze
aufgebracht hÃ¤tten, betrage sie nach Ablauf eines Jahres 1 v.H. der jÃ¤hrlichen
Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt fÃ¼r die weitere Dauer der Behandlung. Da
die Belastungsgrenze von 2 v.H. weder fÃ¼r das Jahr 1997 noch das Jahr 1998
erreicht worden sei, kÃ¤me eine Ã�bernahme von Zuzahlungen nicht in Betracht.
Soweit die KlÃ¤gerin eine vollstÃ¤ndige Befreiung von der Zuzahlung der
Medikamente begehre, fehle es hierfÃ¼r an einer Rechtsgrundlage. Die Neufassung
der einschlÃ¤gigen Vorschrift durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der SolidaritÃ¤t in
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-SolidaritÃ¤tsstÃ¤rkungsgesetz-GKV-
SolG- vom 19. Dezember 1998), wonach fÃ¼r Versicherte, die wegen derselben
Krankheit in Dauerbehandlung seien und ein Jahr lang Zuzahlungen von mindestens
1 v.H. der jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt geleistet hÃ¤tten, die
Zuzahlungen nach Ablauf des 1. Jahres fÃ¼r die weitere Dauer der Behandlung
vollstÃ¤ndig entfielen, gelte erst ab dem 01. Januar 1999.

Gegen das ihr am 16. MÃ¤rz 2000 zugestellte Urteil wendet sich die KlÃ¤gerin mit
der Berufung vom 17. April 2000. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor, dass in ihrem
Fall die 1 v.H.-Klausel anwendbar sei. Ihre Belastungsgrenze sei seit Jahren erreicht.
Auch die Beklagte habe in ihren Bescheiden bestÃ¤tigt, dass sie Zuzahlungen in
HÃ¶he von Ã¼ber 1 v.H. ihrer jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt
geleistet habe.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 04. Februar 2000 und die Bescheide der
Beklagten vom 02. September 1998 und 06. Januar 1999 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 27. April 1999 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, von ihr erbrachte Zuzahlungen fÃ¼r die Jahre 1997 und 1998 in HÃ¶he
von insgesamt 1.376,51 DM zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie bezieht sich auf den Inhalt ihrer Bescheide und hÃ¤lt das Urteil des
Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der Verwaltungsakten der Beklagten, betreffend die
Zuzahlungen, Bezug genommen. Diese haben dem Senat bei der Entscheidung
vorgelegen.

Der Senat hat die Berufung nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â��
einstimmig durch Beschluss zurÃ¼ckgewiesen, weil sie unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht erforderlich ist. Die Beteiligten hatten Gelegenheit,
hierzu Stellung zu nehmen.

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Zutreffend hat es
ausgefÃ¼hrt, dass die Krankenkasse die dem Versicherten wÃ¤hrend eines
Kalenderjahres entstehenden Zuzahlungen zu Arznei-, Verband- und Heilmitteln zu
Ã¼bernehmen hat, soweit sie die Belastungsgrenze Ã¼bersteigen. Wie es bereits
ausgefÃ¼hrt hat, sieht Satz 2 der Vorschrift in der ab dem 01. Juli 1997 geltenden
Fassung eine Belastungsgrenze von 2 v.H. der jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum
Lebensunterhalt vor, die mit den von der KlÃ¤gerin geleisteten Zuzahlungen nicht
erreicht wird, so dass eine Erstattung der Zuzahlungen, â��soweit sie die
Belastungsgrenze Ã¼bersteigenâ��, nicht in Betracht kommt. Ebenso zutreffend
hat es ausgefÃ¼hrt, dass die Fassung des Â§ 62 Abs. 1 Satz 2 SGB V, nach der
lediglich Zuzahlungen in HÃ¶he von 1 v.H. der jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen
geleistet werden mÃ¼ssen und die Zuzahlungen nach Ablauf des 1. Jahres fÃ¼r die
weitere Behandlung vollstÃ¤ndig entfallen, erst mit Wirkung vom 01. Januar 1999 in
Kraft getreten ist. Der Senat sieht nach Â§ 153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde insoweit ab, da die
Berufung aus den bereits im Urteil des Sozialgerichts dargelegten GrÃ¼nden keinen
Erfolg haben kann.

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine vollstÃ¤ndige Befreiung von Zuzahlungen nach Â§
61 SGB V liegen offensichtlich nicht vor, da die KlÃ¤gerin Ã¼ber Bruttoeinnahmen
von Ã¼ber 40 v.H. der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e nach Â§ 18
Sozialgesetzbuch/Viertes Buch (1997: 4.270,00 DM monatlich, davon 40 v.H. =
1.708,00 DM; 1998: 4.340,00 DM, davon 40 v.H. = 1.736,00 DM) verfÃ¼gte.

Die KlÃ¤gerin kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass mit dem GKV-
NOG ab dem 01. Juli 1997 eine RechtsÃ¤nderung zu Ihren Lasten eingetreten sei.
Nach Â§ 62 Abs. 1 Satz 2 SGB V in der bis zum 01. Juli 1997 geltenden Fassung des
Reformgesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. S. 2477 ff) betrug die
Belastungsgrenze bei jÃ¤hrlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt bis zur
HÃ¶he der Jahresarbeitsentgeltgrenze 2 v.H., bei hÃ¶heren Bruttoeinnahmen zum
Lebensunterhalt 4 v.H. dieser Einnahmen. Eine Entlastung fÃ¼r chronisch Kranke
war bis zum 01. Juli 1997 noch nicht einmal vorgesehen.

Die Berufung musste deshalb erfolglos bleiben.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zugelassen worden, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorlagen.

Erstellt am: 09.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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